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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

Abgeordnete Imke Byl und Miriam Staudte (GRÜNE) 

Neue Richtlinie zur Förderung von Frauenhäusern: Müssen von Gewalt bedrohte Frauen mit 
ihren Kindern nach drei Monaten zu ihrem gewalttätigen Partner zurückkehren? 

Anfrage der Abgeordneten Imke Byl und Miriam Staudte (GRÜNE) an die Landesregierung, einge-
gangen am 05.08.2021 

Bei einem Besuch bei der Klausurtagung des Lüchow-Dannenberger Frauenhauses unter Träger-
schaft des eingetragenen Vereins „Frauen helfen Frauen“ wurde die Fragestellerin (Abgeordnete 
Staudte) darauf hingewiesen, dass die Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förde-
rung von Maßnahmen für Frauen und Mädchen, die von Gewalt betroffen sind, derzeit vom Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung überarbeitet wird. Der Entwurf der neuen Richtlinie 
sieht demnach vor, dass der Aufenthalt von Frauen und ihren Kindern in Frauenhäusern künftig auf 
drei Monaten beschränkt werden soll. 

In einer Stellungnahme weist das autonome Frauenhaus darauf hin, dass drei Monaten ein zu kurzer 
Zeitraum sind, um eine Perspektive zu entwickeln und alle nötigen Vorbereitungen für ein eigenstän-
diges Leben zu treffen: 

„Die Frauen brauchen Zeit, sich zu entscheiden. Sie brauchen Zeit, die alte Wohnung zu kündigen. 
Sie müssen sich um die Ummeldungen in neue Schulen kümmern. Sie müssen sich um die Abmel-
dungen aus den alten Kindergärten / Schulen kümmern. Sie müssen sich um neue Krankenkassen-
karten kümmern. Sie müssen ein Konto eröffnen. Sie sollen Ausweispapiere beibringen, die sie oft-
mals nicht besitzen und neu beantragen müssen oder die wir zusammen mit der Polizei und den 
Frauen aus der alten Wohnung holen müssen. Sie müssen Anträge beim Jobcenter stellen. Sie müs-
sen überlegen, ob sie eine Anzeige machen wollen, und daraus resultierende Folgen monatelanger 
Gerichtsprozesse mit wiederholten erzwungenen Begegnungen mit dem Gewalttäter tragen können. 
Sie müssen sich mit dem vom Kindesvater beantragten Umgang mit den Kindern auseinandersetzen. 
Sie müssen überlegen, wie es mit dem Sorgerecht oder dem Aufenthaltsbestimmungsrecht aussieht. 
Sie müssen Gespräche mit vielen nun involvierten Menschen führen, denen sie immer wieder darle-
gen müssen, warum sie in ein Frauenhaus gegangen sind. Sie müssen darlegen oder beweisen, wie 
schlimm die Gewalt war. Sie müssen sich rechtfertigen. Sie müssen neue Ärzte in allen Lebensbe-
reichen finden usw.  

Während sie sich um all diese Dinge kümmern, müssen sie ihre Kinder versorgen, emotional und 
ihren Grundbedürfnissen gerecht werden. Gleichzeitig werden sie von der Familie bedroht und/oder 
von ihrem (Ex-)Mann/Partner. Oder sie werden bedrängt, wieder zurückzugehen. Von allen Seiten 
kommen Forderungen, Bedrohungen und/oder Beschimpfungen. Die Frauen fühlen sich trotz erlitte-
ner Gewalt oftmals schuldig an der Situation und müssen ihre traumatischen Erlebnisse verarbeiten, 
um positiv in die Zukunft zu sehen. (…) 

Was die Frauen brauchen, ist Zeit. Sie sollen nicht gedrängt werden. Sie haben den Schritt aus der 
Gewalt gemacht und schützen nun sich selbst und ihre Kinder. Diese Zeit verdient jede Frau, die ein 
Leben für sich und ihre Kinder komplett neu aufbauen muss, nur weil ein Mann aggressiv und ge-
walttätig, macht- und kontrollsüchtig ist! 

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass die Bewohnerinnen, die sich Zeit für eine neue Perspektiv-
entwicklung nehmen, eher in eine eigene Wohnung ziehen und eigenständig bleiben, als Frauen, die 
zu früh zum Auszug gedrängt werden und wieder zurück in die Misshandlungssituation gehen.“ 

1. Wie begründet die Landesregierung die geplante Beschränkung der Aufenthaltsdauer in Frau-
enhäusern für von Gewalt bedrohte Frauen und ihre Kinder auf drei Monate?  
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2. Inwieweit spielen finanzielle Aspekte oder der Mangel an Plätzen in Frauenhäusern eine Rolle 
bei der geplanten Beschränkung der Aufenthaltsdauer? 

3. Soll eine Frau, die mit ihren Kindern in ein Frauenhaus geflüchtet ist, nach Ansicht der Landes-
regierung am ersten Tag ihres Aufenthalts den Mietvertrag für die (gegebenenfalls gemein-
same) bisherige Wohnung kündigen, um die übliche Kündigungsfrist von drei Monaten einhal-
ten und doppelte Mietzahlungen vermeiden zu können?  

4. Steht nach Einschätzung der Landesregierung ausreichend bezahlbarer Wohnraum für Frauen 
und Kinder nach einem Frauenhausaufenthalt zur Verfügung? 

5. Wo gibt es spezielle Angebote für den Übergang von einem Frauenhaus in die eigene Wohnung 
(z. B. gezielte Wohnraumakquise, begleitetes Übergangswohnen)? 

6. Welche Möglichkeiten haben Frauen, wenn sie innerhalb von drei Monaten keine Wohnung für 
sich und ihre Kinder gefunden haben, aber aus dem Frauenhaus ausziehen müssen? 

7. Wie bewertet die Landesregierung die Erfahrungen der Frauenhaus-Mitarbeiterinnen, dass 
Frauen unter Zeitdruck eher wieder zu dem gewalttätigen Partner zurückkehren?  

8. Wie ist der zeitliche Ablauf für die weitere Bearbeitung der Richtlinie, und wann soll sie in Kraft 
treten? 

9. Ist eine weitere Beteiligung der Frauenhäuser vorgesehen?  

(V  
erteilt am 09.08.2021)
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